
 
 

Für eine sozial-ökologische Zukunft: 
Ungleichheit bekämpfen 

Ökologische Krisen: Was auf dem Spiel steht 
Die ökologischen Krisen unserer Zeit stellen die Zukunft der menschlichen Zivilisation 
in Frage. Mit dem Anstieg von Treibhausgasen in der Atmosphäre mehren sich ext-
reme Wetterereignisse, steigen die Meeresspiegel, nehmen Dürren und Hochwasser 
zu. Mit der Häufung solcher Ereignisse wird die Sicherheit der Ernährungsversorgung 
bedroht, treten vermehrt gesundheitliche Probleme auf, kommt es zu Flucht, zu Krie-
gen und wirtschaftlichen Verwerfungen. Doch nicht nur der Klimawandel ist eine Ge-
fahr. Das Artensterben bedroht den Erhalt und das Fortbestehen von ökologischen 
Systemen, die Grundlage unserer Zivilisation sind. Auch hier steht, durch den Verlust 
von Pflanzen- und Tierarten, die Ernährungssicherheit in Frage. Der Verlust von Le-
bensräumen für Tiere erhöht das Risiko, dass sich auf den Menschen neue und ge-
fährliche Krankheitserreger übertragen. Schließlich führt der Verlust biologischer Viel-
falt dazu, dass ökologische Dienstleistungen der Natur wie die Säuberung von Luft 
und Wasser oder die Herstellung eines gesunden Bodens verloren gehen. Auch in 
anderen Bereichen sorgt das Leben und Wirtschaften der Menschheit dafür, dass die 
Belastungsgrenzen des Planeten bereits überschritten sind: Nährstoffe wie Stickstoff 
oder Phosphor sind vor allem durch die Landwirtschaft aus der Balance geraten, Plas-
tik und Farbstoffe verschmutzen die Umwelt und die Abholzung und Landnutzung ver-
stärken Prozesse des Klimawandels und des Artensterbens. Diese ökologischen Kri-
sen haben soziale Konsequenzen, sie führen unweigerlich zu sozialen Krisen: zu stei-
genden Preisen für Grundgüter, zum Verlust öffentlicher Räume, zum Wohnungsver-
lust, zu neuen Krankheiten, nicht zuletzt zu gesellschaftlichen Spannungen bis hin zu 
gewaltvollen Konflikten. In diesem Sinne ist wirksamer Klimaschutz auch präventive 
Sozialpolitik. Er beugt den sozialen Problemen von morgen vor und ist ein entschei-
dender Faktor für die zukünftigen Lebensbedingungen, insbesondere für die Armen 
und Vulnerablen. Tatsächlich hängen auch die Ursachen der sozialen und ökologi-
schen Krisen unserer Zeit direkt zusammen – und müssen daher auch zusammen 
gelöst werden. Steigende Ungleichheiten und Umweltzerstörung sind das Ergebnis 
eines dysfunktionalen Wirtschaftssystems. Sie sind kein Fehler im System, sondern 
Teil des Systems selbst. Es braucht daher einen umfassenden Wandel hin zu einem 
neuen ökosozialen Arrangement des Lebens, Arbeitens und Wirtschaftens. 

Ein Wirtschaftssystem, das ökologische und soziale Krisen produziert 

Unsere heutige Art zu leben und zu arbeiten, ist nicht mit einer lebenswerten Zukunft 
kompatibel. Wir heizen als Gesellschaft die Klimaerwärmung an, indem wir Kohle, Öl 
und Gas in nahezu allen Bereichen unseres Lebens verbrennen, in der Industriepro-
duktion, in der Herstellung von Strom, im Bau, beim Heizen, im Verkehr und in vielen 
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anderen Bereichen. Wir zerstören, verkleinern oder fragmentieren die Lebensräume 
von Pflanzen und Tieren. Wir verschmutzen die Luft, das Wasser und die Böden durch 
den Gebrauch von Chemikalien. Und all dies tun wir in einem Ausmaß, dass sich die 
natürlichen Ressourcen nicht mehr regenerieren können. Zugleich erleben wir welt-
weit, aber auch innerhalb von Staaten, einen starken Anstieg der Ungleichheit von 
Einkommen und Vermögen. Kurz gesagt: Unsere heutige Art zu leben und zu arbeiten 
basiert auf einem ökonomischen Modell, das Ungleichheit produziert und zugleich da-
ran scheitert, innerhalb der ökologischen Grenzen des Planeten zu wirtschaften. 
Das Versprechen der vergangenen Jahrzehnte war es, der ökonomische Imperativ 
der Produktivitätssteigerung und des Wachstums würde ergänzt durch einen sozialen 
Imperativ der sozialen Sicherheit und des sozialen Aufstiegs. So sollte wirtschaftliches 
Wachstum Wohlstand für alle schaffen und gesellschaftliche Verteilungskonflikte ver-
meiden. Während dies auf den ersten Blick erfüllt scheinen mag – schließlich ist im 
globalen Norden der Wohlstand so stark gestiegen, dass materielle Bedürfnisse im 
Durchschnitt mehr als gedeckt sind – zeigt sich bei genauerem Hinsehen, dass das 
Versprechen des Wohlstands für alle eben nicht erfüllt ist. Durch Armut Ausgeschlos-
sene und in ihren Teilhabechancen Benachteiligte ebenso wie Kinder, die in eine öko-
logisch und sozial unsichere Zukunft blicken, bezeugen diesen Umstand. Dabei war 
das Versprechen, aus den Verteilungskonflikten herauszuwachsen, von jeher ein “fau-
les Versprechen”, weil es ab einem bestimmten Wohlstandsniveau ohnehin um relati-
ven Wohlstand und um positionale Güter geht, also um den Vergleich mit anderen 
Mitgliedern der Gesellschaft. Der exzessive Glaube daran, dass Gesellschaften durch 
Wirtschaftswachstum gerechter werden, war seit jeher ein Aberglaube. Stattdessen 
gab es einen rasanten Anstieg des materiellen Wohlstands für einige auf Kosten der 
Umwelt, auf Kosten armer und benachteiligter Menschen hierzulande und vor allem 
auf Kosten von Menschen im globalen Süden, wo die Naturzerstörung durch die Le-
bens- und Produktionsweise im Norden bereits heute Millionen von Menschen zur 
Flucht aus ihrer Heimat zwingt.  

Ungleichheit befeuert ökologische und soziale Krisen 

Wir können uns diese massive Ungleichheit nicht mehr leisten, weder sozial noch öko-
logisch. Denn sie führt zu übermäßigem Reichtum und verfestigter Armut, zu Luxu-
semissionen und zum Raubbau an der Natur. Ihre Folge sind immense soziale Kosten 
durch den Anstieg von Armut, aber auch erhebliche ökologische Kosten, die durch 
den Statuskonsum reicher Menschen entstehen. Reiche stehen für die Eskalation der 
Klimakrise in besonderer Verantwortung. Allein das reichste Prozent der Welt hat seit 
1990 mehr als doppelt so viel zum Anstieg der Treibhausgase beigetragen, wie die 
gesamte ärmere Hälfte der Weltbevölkerung. Was weltweit gilt, gilt auch für Deutsch-
land: Reiche und Superreiche befeuern die ökologischen Krisen, während die Armen 
und Vulnerablen am stärksten unter ihren Folgen leiden. Es trifft Menschen im globa-
len Süden, deren Lebensgrundlagen bereits heute von Ernteausfällen, Dürren oder 
Überschwemmungen akut bedroht sind und die wegen klimatischer Veränderungen 
ihre Heimat verlassen müssen. Es trifft alte Menschen, unter denen die Hitzewellen 
der vergangenen Jahre zu vermehrten Todesfällen geführt haben. Es trifft chronisch 
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kranke Menschen, die von neuen Krankheitserregern besonders bedroht sind. Und es 
trifft Kinder und Jugendliche, deren Aussicht auf eine friedliche Zukunft in Wohlstand 
und in stabilen politischen Verhältnissen in Frage steht. 
Zwar ist der sozial-ökologische Umbau eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, weil 
nahezu alle Lebensbereiche von der Verbrennung fossiler Brennstoffe abhängig sind. 
Es ist aber auch ein Umbau, der auf vielen Ebenen einen unbekannt großen und tief-
greifenden Wandel erfordert: technisch, kulturell und infrastrukturell. Der Zustand der 
Umwelt ist damit selbstredend eine gesamtgesellschaftliche Krise. Im Kern jedoch 
sind die ökologischen Krisen ein Produkt und ein Problem der sozialen Ungleichheit. 
Wir werden diese Krisen gesellschaftlich nur lösen können, wenn wir Armut beseitigen 
und materielle Ungleichheiten massiv verringern. 

Ökologische und soziale Anliegen verbinden 

In der Verbindung sozialer und ökologischer Anliegen liegt eine große Chance. Wir 
denken dabei an eine zukunftsfähige und nachhaltige Gesellschaft, in der niemand in 
Armut leben muss und niemand zurückgelassen wird. An eine barrierefreie, saubere 
und möglichst kostenlos zugängliche Mobilität für alle, sowohl in der Stadt als auch 
auf dem Land. An Städte mit lebendiger Stadtnatur und kurzen Wegen zu allen Orten 
des Alltags. An einen ländlichen Raum mit lebendigen Dörfern und guter Anbindung 
per Schiene und gemeinsam genutzten individuellen Verkehrsmitteln. An die Stärke 
gemeinnützigen Handelns für das Lösen sozialer Probleme. An gutes und ökologi-
sches Wohnen für alle und an gemeinwohlorientiert genutzte Böden. An eine Soziale 
Arbeit, die ausreichend Zeit für die Arbeit mit Kindern, Alten und Benachteiligten hat. 
An die Kraft der Zivilgesellschaft und des mitbürgerlichen Engagements für sozial-
ökologische Lösungen. An eine Gesellschaft, die sich ihrer globalen ökologischen Ver-
antwortung stellt und angesichts der ökologischen Schäden solidarisch mit den Men-
schen im globalen Süden ist. An eine inklusive Gesellschaft, die sich angesichts von 
Umweltkrisen  und -katastrophen um ihre besonders vulnerablen Mitglieder, wie zum 
Beispiel Menschen mit Behinderung, kümmert. An eine ausreichende Finanzierung 
des Gemeinwesens, für die der große Reichtum in diesem Land herangezogen wird. 
An eine saubere Energiegewinnung aus Wind und Sonne, von der alle profitieren. Und 
an einen Sozialstaat, der allen Sicherheit bietet und gesellschaftliche Teilhabe ermög-
licht. Er ist der entscheidende Faktor für eine Gesellschaft, die gegen die zukünftigen 
Schocks und ökologischen Krisen widerstandsfähig ist. 

Wir fordern: 

● eine Armuts- und Sozialpolitik, die Menschen in die Lage versetzt, dem notwendi-
gen Wandel der kommenden Jahre ohne Existenzängste entgegen zu blicken. 
Dazu gehört die Erhöhung der Regelsätze auf ein armutsfestes Niveau und die 
vollständige Übernahme der Stromkosten in der Grundsicherung, die Einführung 
einer existenzsichernden Kindergrundsicherung und die Erhöhung des Mindest-
lohns auf einen Betrag, der bei Vollerwerbstätigkeit eine auskömmliche gesetzliche 
Rente im Alter sichert. 
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● eine Steuerpolitik, die sehr hohe Einkommen, große Vermögen und Erbschaften 
stärker für die Finanzierung der großen sozial-ökologischen Investitionen heran-
zieht, die systematischen Steuerbetrug und Steuervermeidung bekämpft, eine Fi-
nanztransaktionssteuer einführt und die Übergewinne von Unternehmen, wie wäh-
rend der aktuellen Krise erlebt, abschöpft, 

● eine Wohnungspolitik, die das Ziel eines klimaneutralen und für alle leistbaren 
Wohnens bis 2045 entschieden umgesetzt hat, die bei Sanierungen dem Prinzip 
„worst-first“ folgt und beim Neubau klimagerechte und barrierefreie Sozialwohnun-
gen priorisiert. Es braucht zudem eine neue Wohngemeinnützigkeit, mit welcher 
dauerhafte Bindungen geschaffen werden, so dass einmal geförderter Wohnraum 
erhalten bleibt sowie eine gemeinwohlorientierte Bodenpolitik, die die Grundlagen 
für ein gutes Wohnen für alle legt; 

● eine Verkehrspolitik, die ein bundesweites Finanzierungsprogramm für den ÖPNV 
sowie den Fuß- und Radverkehr aufsetzt, einen kostengünstigen öffentlichen Nah-
verkehr für alle und kostenlosen Zugang für Bezieher*innen existenzsichernder 
Leistungen sicherstellt, die Investitionen in den Schienenverkehr massiv erhöht 
und für die die Barrierefreiheit bei allen Verkehrsmitteln Priorität hat, 

● eine soziale Infrastrukturpolitik, die den Ausbau der regionalen Daseinsvorsorge 
voranbringt, um soziale Anlaufpunkte vor Ort zu stärken und damit kurze Wege 
und weniger Verkehr zu ermöglichen,  

● eine Umwelt- und Klimapolitik, die den Ressourcenverbrauch in Deutschland deut-
lich reduziert und mit Instrumenten wie dem Klimageld mit Pro-Kopf-Rückvertei-
lung für sozialen Ausgleich sorgt,  

● eine Bildungspolitik, die Kenntnisse und Fähigkeiten für ein nachhaltiges Miteinan-
der von Mensch und Umwelt vermittelt, die Resilienz, Selbstwirksamkeit und ge-
sellschaftliche Partizipation für den Umgang mit den ökologischen und sozialen 
Krisen der Zukunft stärkt und die die Schul- und Jugendsozialarbeit, Sprachförde-
rung und frühkindliche Bildung ausbaut, 

● eine Ernährungspolitik, die es angesichts der notwendigen Ernährungswende hin 
zu ökologisch nachhaltigem Anbau, mehr Tierwohl und weniger Fleisch allen Men-
schen ermöglicht, sich gesund und umweltfreundlich zu ernähren, 

● eine Migrations-, Asyl- und Außenpolitik, die sich für eine europäische Seenotret-
tung einsetzt und das Recht auf individuelles Asyl sicherstellt, die ihr Handeln am 
1,5°-Ziel von Paris orientiert und die eine ökologisch und sozial verträgliche Han-
delspolitik verfolgt. 

Soziale Organisationen im Zentrum der sozial-ökologischen Wende  

Gemeinnützige soziale Organisationen leben an vielen Orten bereits vor, wie eine so-
zial und ökologisch nachhaltige Gesellschaft aussehen kann. Sie organisieren Hilfe 
für sich selbst und andere, wo sie gebraucht wird. Sie engagieren sich in der Sozialen 
Arbeit, im Gesundheits- und Pflegebereich sowie in zahlreichen anderen Feldern und 
stellen dabei den Menschen und seine Bedürfnisse in den Mittelpunkt. Ihr Handeln ist 
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nicht von der Gewinnmaximierung motiviert, sondern von Werten wie Vielfalt, Offen-
heit und Toleranz. Ihr Ziel ist es, die Teilhabe aller Menschen an der Gesellschaft zu 
ermöglichen und in sozialen Krisen zu helfen. Sie sind der Ort, an dem die Kraft von 
hunderttausenden freiwillig Engagierten sichtbar wird. Gemeinnützige soziale Organi-
sationen sind auch für den sozial-ökologischen Umbau zentral. Hier sind vulnerable 
Gruppen versammelt, die von den ökologischen Krisen besonders betroffen sind. Die 
Arbeit der Organisationen reicht in die ganze Fläche des Landes und in die Breite der 
Gesellschaft und kann damit unterschiedliche Gruppen für die Dringlichkeit des Um-
weltschutzes sensibilisieren. Viele Organisationen haben entscheidenden Einfluss auf 
den ökologischen Fußabdruck von Klient*innen, zum Beispiel in Pflegeheimen, in der 
Kindertagesbetreuung oder in der Tagespflege. Schließlich sind sie als Organisatio-
nen mit dem betrieblichen Umweltschutz konfrontiert: bei der Art der Strom- und Wär-
meversorgung, bei der Verpflegung von Kindern, Bewohner*innen oder Klient*innen, 
bei der Mobilität von ambulanten Diensten oder bei Dienstreisen, bei der Produktion 
in Werkstätten oder beim Umgang mit Abfällen. Die Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen in den Einrichtungen und Diensten der Freien Wohlfahrtspflege ist damit auch 
für die Erreichung der deutschen Klimaziele zentral. 
Der Paritätische und seine Mitgliedsorganisationen sehen es als ihre Aufgabe, ihren 
Beitrag zu einer ökologisch nachhaltigen Gesellschaft zu leisten. Dazu gehört auch 
das Ziel der Klimaneutralität und der Beitrag zur Erreichung des 1,5°-Ziels von Paris. 
Vielerorts werden im Paritätischen bereits Wege zu einer ökologisch nachhaltigen So-
zialen Arbeit erprobt und Maßnahmen umgesetzt. Der Paritätische bekennt sich dazu, 
diese Schritte zu mehr Umweltschutz im eigenen Handeln konsequent weiterzugehen 
und zu beschleunigen. Alleine die richtigen politischen Rahmenbedingungen können 
jedoch dafür sorgen, dass gemeinnützige soziale Organisationen ihr Potential im Um-
welt- und Klimaschutz voll entfalten können. Hierbei gilt es die unterschiedlichen Fi-
nanzierungsgrundlagen zu beachten. Es braucht unbürokratische und zuverlässige 
Förderprogramme mit möglichst geringen Eigenanteilen. Vor allem aber muss die Re-
finanzierung von Ausgaben für den Umweltschutz, insbesondere für Investitionen in 
umweltschonendes Wirtschaften und in die Klimaanpassung, aber auch für ökologisch 
geschultes Personal, über die jeweilige Regelfinanzierung abgedeckt sein. Wir fordern 
von der Politik, dass sie soziale Einrichtungen zum Umwelt- und Klimaschutz befähigt. 
Als Paritäter*innen streiten wir gemeinsam und auf allen Ebenen – von den Kommu-
nen über die Länder bis zum Bund – für zeitnahe, entschlossene und konsequente 
politische Weichenstellungen für eine ökologisch nachhaltige Soziale Arbeit und Ge-
sellschaft. 

 
Berlin, 27. April 2023 

Beschlossen von der Mitgliederversammlung 
des Paritätischen Gesamtverbands. 


	Ein Wirtschaftssystem, das ökologische und soziale Krisen produziert
	Ungleichheit befeuert ökologische und soziale Krisen
	Ökologische und soziale Anliegen verbinden
	Soziale Organisationen im Zentrum der sozial-ökologischen Wende

